




Kriminalität und Gewalt untergraben 
Lateinamerikas Demokratien
Sabine Kurtenbach und Christoph Heuser
Lateinamerika gilt als eine der erfolgreichsten Regionen der dritten Demokratisierungs-
welle. Die demokratische Konsolidierung ist allerdings gefährdet: zum einen durch 
zunehmende organisierte Kriminalität und Gewalt, zum anderen durch den Einsatz 
des Militärs zu deren Bekämpfung. Hieran ändern auch die Festnahmen bekannter Dro-
genbosse in Mexiko im Juli und August dieses Jahres nichts.
Analyse
Die Demokratisierung bleibt in vielen Ländern Lateinamerikas aufgrund des hohen 
Gewaltniveaus fragil. Fortbestehende Sonderrechte des Militärs erlauben nur partielle 
Reformen des Sicherheitssektors. Die Konsolidierung demokratischer Rechtsstaatlich-
keit und die Bearbeitung historischer Konflikte werden einem kurzsichtigen Verständ-
nis von „Sicherheit“ untergeordnet.
  Mit der Demokratisierung wurde in Lateinamerika Gewalt als Mittel der politischen 
Auseinandersetzung geächtet. Gleichzeitig nahm allerdings die nicht politisch moti-
vierte Gewaltkriminalität zu. Am stärksten betroffen sind hier Mexiko, Guatemala, 
Honduras, El Salvador und Brasilien.
  Lateinamerikas Transformationsprozesse beruhen überwiegend auf Pakten, mit denen 
die staatlichen Sicherheitskräfte aus der Regierung verdrängt werden konnten, wobei 
ihnen allerdings ein hohes Maß an Autonomie verblieb.
  Die Gleichzeitigkeit von Demokratisierung und Gewaltanstieg stellte die betroffe-
nen Gesellschaften und Regierungen vor große Herausforderungen. Notwendige 
Sicherheitssektorreformen verliefen schleppend oder wurden mit Verweis auf Pro-
bleme der öffentlichen Sicherheit gebremst.
  Die Betonung der öffentlichen Sicherheit führt außerdem dazu, dass historische Kon-
flikte kaum aufgearbeitet und politische und soziale Proteste häufig kriminalisiert 
werden. Die Wechselwirkung zwischen blockierten Reformen und dem repressiven 
Umgang mit Gewalt untergräbt in einigen Ländern der Region die Demokratisierung.
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Demokratisierung produziert Unsicherheit
Mit den Wahlen in Ecuador im Jahr 1979 begann 
eine Welle der Demokratisierung in Lateinamerika, 
die historisch einmalig lange andauert. Die fehlende 
politische Partizipation der Bevölkerungsmehrheit 
war in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts eine 
zentrale Ursache politischer Gewalt, die sich in 
Zentralamerika in Bürgerkriegen und im südlichen 
Lateinamerika in der Repression durch Militärdik-
taturen manifestierte. Mit der demokratischen Öff-
nung wurde dieser Konfliktfaktor beigelegt und 
Gewalt als Mittel der Politik geächtet. 
Die Demokratisierung Lateinamerikas hat die 
Gewalt weitgehend aus dem politischen Raum 
verdrängt. Zwar existiert nach wie vor ein großes 
Konfliktpotenzial, dies tritt aber überwiegend nur 
punktuell in Erscheinung und hat bislang kaum 
gewaltsame Formen angenommen. Die jüngsten 
Proteste in Brasilien (Fraundorfer 2013) sind hier-
für ebenso ein Beispiel wie die Aktionen Jugendli-
cher in Mexiko vor den Wahlen 2012 oder in Chile 
2011. Lediglich in Kolumbien und Peru sehen sich 
die Regierungen mit bewaffneten Guerillagruppen 
konfrontiert.
Dennoch bleibt Lateinamerika die gewalttätigste 
Weltregion; hier haben sich unterschiedliche For-
men sozialer oder krimineller Gewalt etabliert. 42 
der 50 weltweit am stärksten von Gewalt geprägten 
Städte liegen in Lateinamerika. Die honduranische 
Hauptstadt Tegucigalpa führt die Liste mit einer 
Homizidrate von jährlich 169 Morden pro Hun-
derttausend Einwohnern an, gefolgt von Acapulco 
in Mexiko (143) und Caracas in Venezuela (119). 
Erst auf Platz 17 und 21 folgen als erste nichtlatein-
amerikanische Städte New Orleans und Detroit in 
den USA, auf Platz 27 dann Kapstadt in Südafrika 
(Seguridad, Justicia y Paz 2013).
Obwohl die Gewalt in der gesamten Region seit 
den 1990er Jahren angestiegen ist, gibt es starke 
sowohl inner- als auch zwischenstaatliche Unter-
schiede. Offensichtlich treffen in den Ländern mit 
den höchsten Gewaltraten verschiedene Risiko-
faktoren zusammen, die sich wechselseitig ver-
stärken: ein hohes Maß an sozialer Ungleichheit, 
der leichte Zugang zu Schusswaffen und ein hoher 
Anteil per spektivloser junger Männer. In den poli-
tischen Debatten in Medien und Regionalorgani-
sationen – wie zuletzt im Mai 2013 auf dem Gip-
feltreffen der Organisation Amerikanischer Staa-
ten (OAS) in Antigua – wird hingegen der Drogen-
handel für die Eskalation der Gewalt verantwort-
lich gemacht.
In der wissenschaftlichen Diskussion mehren 
sich allerdings die Zweifel am Zusammenhang zwi-
schen Gewalt und Drogenhandel. So zeigen statis-
tische Untersuchungen keine signifikante Verbin-
dung (Fearon 2011). Ein Großteil des Drogenhan-
dels verläuft gewaltfrei und die Gewalt scheint sich 
an bestimmten Orten zu häufen. Entlang der Dro-
genhandelsrouten ist die Gewalt nicht allgegenwär-
tig, sondern zeigt ein beträchtliches Maß an Vari-
anz. Schon deshalb ist es notwendig, die Gewalt in 
Lateinamerika in ihrer historischen Einbettung und 
Veränderung zu analysieren.
Wandel und Kontinuität der Gewalt in 
Lateinamerika
Gewalt findet heute überwiegend in den Städten 
Lateinamerikas statt, wird vor allem von jungen 
Männern und/oder kriminellen Organisationen 
verübt und hat keine explizit formulierte politische 
Zielsetzung. International fand in den letzten Jahren 
vor allem die Entwicklung in Mexiko Beachtung. 
Seit Präsident Felipe Calderón (2006-2012) den Dro-
genhandelsorganisationen den Krieg erklärt hatte, 
erlebte Mexiko eine beispiellose Welle der Gewalt 
und Brutalität; bislang wurden dabei nach Presse-
berichten etwa 70.000 Menschen getötet. In Hondu-
ras, El Salvador und Guatemala wurden zunächst 
Jugendbanden und dann ebenfalls die organisierte 
Kriminalität ins Zentrum der Debatte gerückt.
Bei allen Veränderungen der Gewalt in Latein-
amerika gibt es aber auch Linien der Kontinuität. 
Obwohl nichtstaatliche Gewaltakteure im Zentrum 
der medialen Aufmerksamkeit stehen, tragen auch 
staatliche Akteure nach wie vor in hohem Maß zu 
Unsicherheit und Gewalt bei. Dies gilt für Mili-
tär und Polizei, die Sicherheitsprobleme vor allem 
repressiv beantworten, ebenso wie für die Justiz, 
die staatlichen Gewaltmissbrauch nicht sanktio-
niert. Die Frage, ob dies an mangelnden Kapazi-
täten staatlicher Institutionen oder am fehlenden 
politischen Willen der hier dominanten Akteure 
liegt, bleibt umstritten.
Drei Entwicklungen zeigen sich in der gesam-
ten Region:
• Gewalt wird nicht nur von kriminellen Banden 
massiv verübt, sondern auch von den staatli-
chen Sicherheitskräften. Gerade die Länder mit 
hohem Gewaltniveau zeigen auch ein hohes Maß 
an staatlicher Repression.
• Die Verbindungen krimineller Banden zu staat-
lichen Institutionen unter graben die Glaubwür-
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digkeit und das Vertrauen in Poli-
zei und Justiz. 
• Die Medien (und interessierte poli-
tische Akteure) schüren einerseits 
die Eskalation der Gewalt durch 
Panikmache und Rufe nach der 
„harten Hand“, andererseits sind 
unabhängige Journalisten vieler-
orts Opfer der Gewalt, wenn sie 
korrupte Netzwerke zwischen Kri-
minalität und Politik aufdecken. 
Beispiele für diese Verbindungen gibt 
es nicht nur in Mexiko, sondern auch 
in Guatemala, Honduras, El Salvador 
und Kolumbien. Die verbreitete Brutalität – die Ver-
stümmelung der Opfer und ihre öffentliche Zur-
schaustellung beispielsweise – lässt sich zumindest 
teilweise aus den Rekrutierungspraktiken der Orga-
nisationen erklären. Die mexikanischen Zetas etwa 
bestehen überwiegend aus ehemaligen mexikani-
schen Elitesoldaten und Mitgliedern der guatemal-
tekischen Spezialeinheit Kaibiles. Auch in Kolumbien 
existieren diese Verbindungen, hier bestand das ehe-
mals einflussreiche Kartell Norte del Valle zu einem 
Großteil aus ehemaligen Angehörigen der staatlichen 
Sicherheitskräfte. Diese engen personellen Verflech-
tungen gefährden auch den staatlichen Kampf gegen 
die Gewalt und deren strafrechtliche Ahndung.
Im Schatten der Auseinandersetzung zwischen 
staatlichen Sicherheitskräften und organisierter Kri-
minalität fallen vielfach Menschenrechtsaktivisten 
und andere Vertreter einer kritischen Zivilgesell-
schaft der Gewalt zum Opfer. Nach Angaben der 
UNESCO starben zwischen 2003 und 2013 in Mexiko 
43 Journalisten, in Honduras 23, in Brasilien 19 und 
in Kolumbien zwölf. Damit ist Lateinamerika für 
Journalisten die gefährlichste Region der Welt außer-
halb akuter Kriegsgebiete (UNESCO 2013).
Die Grafiken 1 und 2 zeigen zum einen die Vari-
anz von interpersoneller und staatlicher Gewalt 
zwischen den lateinamerikanischen Ländern und 
deuten zugleich einen Zusammenhang zwischen 
hohen Homizidraten einerseits und dem Ausmaß 
staatlicher Repression andererseits an.
Die zunehmende Gewalt parallel zur politi-
schen Transformation stellt die betroffenen Gesell-
schaften und Regierungen vor große Herausforde-
rungen. Daher müssen die Wechselwirkungen zwi-
schen Demokratisierung und Gewalt untersucht 
werden. Dies geschah bisher überwiegend in Einzel-
studien, aber kaum systematisch vergleichend. Auf-
schlussreich ist dabei ein Blick auf die Reformpro-
zesse im staatlichen Sicherheitssektor. Notwendige 
Reformen der Streitkräfte – wie ihre Verkleinerung, 
ihre demokratische und parlamentarische Kontrolle 
sowie die Trennung von Militär- und Polizeifunk-
tionen – sind unterblieben beziehungsweise wur-
den mit Verweis auf die öffentliche Sicherheit von 
Regierungen und Parlamenten blockiert oder unter-
graben. Die repressive Antwort auf Gewalt durch 
Einsatz der Streitkräfte verstetigt wiederum deren 
historisch gewachsene dominante Stellung.
Grafik 1: Homizidraten pro 100.000 Einwohner
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf UNODC 2013.
 
Grafik 2: Staatliche Repression in Lateinamerika 1990-2010
Quelle: Political Terror Scale, online: <www.politicalterrorscale.org> (3. September 2013).
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Demokratisierung und Militär
Lateinamerikas Sicherheitskräfte haben die poli-
tischen und wirtschaftlichen Entwicklungen der 
Region im 20. Jahrhundert maßgeblich geprägt. Sie 
übernahmen nach Militärputschen zum Beispiel in 
Argentinien in den Jahren 1976-1982 und in Chile 
von 1973 bis 1990 selbst die Regierung oder waren 
an zivil-militärischen Regierungen beteiligt, wie in 
Guatemala von 1954 bis 1985. Zwischen 1930 und 
1980 fanden in Lateinamerika 104 von 277 Regie-
rungswechseln über einen Militärcoup statt (Scott 
Palmer 1996: 258). Dies hat sich im Zuge der Demo-
kratisierung geändert, Regierungswechsel erfolgen 
nun überwiegend durch Wahlen. Das Militär greift 
zwar gelegentlich ein, wie in Honduras 2009 und in 
Paraguay 2012, allerdings im Auftrag oder in enger 
Absprache mit Verfassungsorganen wie Parlamen-
ten oder Gerichten. Nichtsdestotrotz blieb das Selbst-
verständnis der Streitkräfte, Hüter und Bewahrer 
der Nation zu sein, in der gesamten Region über ide-
ologische Grenzen hinweg unverändert. 
Historisch bot die Karriere im Militär eine der 
wenigen Möglichkeiten sozialer Mobilität. Dennoch 
garantierten die Streitkräfte den sozialen Status 
quo. Reformorientierte Militärregierungen wie in 
Peru (1968-1975) oder Honduras (1972-1975) waren 
Ausnahmen. Spätestens seit den 1970er und 1980er 
Jahren, als mit Ausnahme Costa Ricas, Kolumbi-
ens und Venezuelas der gesamte Subkontinent von 
Militärregimen beherrscht wurde, kontrollieren 
diese oder einzelne ihrer Mitglieder beträchtliche 
finanzielle und natürliche Ressourcen. So erhielt 
das chilenische Militär eine feste Quote aus dem 
Kupferexport und die peruanischen Streitkräfte 
bezogen aus einem nationalen Fonds Einnahmen 
aus Gasexporten. In Zentral amerika gehören den 
Streitkräften Banken, Zementfabriken und selbst 
Beerdigungsinstitute.
Grundlegend änderte sich die politische und 
wirtschaftliche Machtposition des Militärs im Kon-
text der Demokratisierung nur in Argentinien, Nica-
ragua und Panama: 
• In Argentinien trat die Militärjunta nach der 
Kapitulation im Falkland/Malwinen-Krieg gegen 
Großbritannien (1982) ab und konnte die Modali-
täten des Übergangs nur begrenzt beeinflussen. 
• In Nicaragua flüchtete Diktator Somoza 1979 
angesichts des bevorstehenden Einmarsches der 
sandinistischen Befreiungsfront in Managua. 
Die somozistische Nationalgarde wurde abge-
schafft und aus den Reihen der ehemaligen Gue-
rilla wurden neue Streitkräfte aufgebaut. Als die 
Sandinisten 1990 die Wahlen verloren, wurde 
eine Entpolitisierung und Professionalisierung 
für das Militär überlebensnotwendig.
• In Panama war die Demokratisierung 1989 Ergeb-
nis einer Invasion der USA, in deren Verlauf der 
Militärherrscher Manuel Noriega verhaftet und 
später wegen Drogenhandels in den USA vor 
Gericht gestellt wurde. Das Militär wurde abge-
schafft und durch eine Polizeitruppe ersetzt.
In den meisten Ländern der Region leiteten dage-
gen die Militärregierungen selbst die politischen 
Öffnungsprozesse ein. In Brasilien, Uruguay, Chile, 
Honduras, Ecuador, Peru und Bolivien vereinbarten 
Militär und zivile Eliten die Modalitäten der politi-
schen Transformation. Noch während der Bürger-
kriege in Guatemala und El Salvador initiierten die 
militärisch-zivilen Regierungen die politische Öff-
nung; hier spielte allerdings der massive Druck der 
USA und der Europäischen Gemeinschaft eine zen-
trale Rolle. Letztlich schufen die vereinbarten Über-
gänge in ganz Lateinamerika „geschützte Demo-
kratien“ (Loveman 1994), in denen das Militär ein 
wichtiger, wenn nicht der wichtigste Vetoakteur 
blieb. Dies wirkte sich grundlegend auf die Mög-
lichkeiten und Grenzen von Sicherheitssektorre-
formen aus.
Reformen im Sicherheitssektor
Demokratische Reformprozesse betreffen auch 
den staatlichen Sicherheitsapparat: Die Streitkräfte 
müssen einer demokratischen Kontrolle unterwor-
fen und ihr Mandat muss neu definiert werden – 
von der Sicherung des Regimes zur Sicherheit für 
die Bürger; entsprechend muss ihre Größe und 
Struktur angepasst werden.
In Lateinamerika verliefen diese Reformen 
schleppend und blieben vielfach defizitär. Die Gene-
räle bestimmten, welchen Handlungsspielraum die 
zivilen Regierungen erhielten. Sonderrechte blieben 
in zahlreichen neuen Verfassungen festgeschrieben 
(Loveman 1994: 135-137). Noch heute zeigen sich – 
mit allerdings starken regionalen Variationen – drei 
grundsätzliche Problembereiche:
• Die Parlamente haben begrenzten Einfluss auf die 
Festsetzung des Verteidigungshaushalts und die 
Kontrolle des Militärs. In Guatemala erhalten die 
Streitkräfte am Haushalt vorbei „Sonderzuwei-
sungen“, in Bolivien, Chile, Ecuador, El Salvador, 
Honduras, Jamaika, Kolumbien, Nicaragua und 
Uruguay wird der Verteidigungshaushalt einfach 
von Jahr zu Jahr fortgeschrieben.
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• Der Verteidigungsminister ist vielfach nach wie 
vor ein Militär. Einige Verfassungen schreiben 
dies explizit vor. Verbreitet ist auch die Praxis, 
ehemalige Militärs oder Geheimdienstmitar-
beiter als „Berater“ in den Innenministerien zu 
beschäftigen.
• Zivile Gerichte sind nur begrenzt für Angehö-
rige der Streitkräfte zuständig; nicht nur Dienst-
vergehen, auch „normale“ Straftaten werden vor 
Militärgerichten verhandelt. Dies trägt – ebenso 
wie die defizitäre Aufarbeitung der gravierenden 
Menschenrechtsverletzungen der Vergangenheit 
– zu Straflosigkeit und Selbstjustiz bei.
Darüber hinaus lässt sich eine erneute Politisierung 
der Streitkräfte beobachten. Guatemala wählte 2012 
einen ehemaligen Militär zum Staatspräsidenten, 
der verstorbene Präsident Venezuelas Hugo Chávez 
war Militär und in Nicaragua regiert mit Daniel 
Ortega ein ehemaliger Guerillakommandant. 
Auch die Bemühungen um Strukturreform und 
Reduzierung der Streitkräfte blieben vielfach ste-
cken; nachdem zunächst die Truppenstärke vor 
allem durch Verkürzung oder Abschaffung der 
Wehrpflicht verringert wurde, wird der Umfang 
der Streitkräfte seit der Jahrtausendwende häufig 
wieder erhöht (siehe auch Grafik 3):
1. Friedensabkommen, mit denen Bürgerkriege been-
det wurden, schrieben das Ausmaß der Demobili-
sierung ehemaliger Guerillagruppen und der staat-
lichen Streitkräfte fest. Dies erklärt die beträcht-
liche Verkleinerung mancher Armeen. Während 
dieser Prozess in Nicaragua und El Salvador rela-
tiv zeitnah zum Kriegsende erfolgte, dauerte er in 
Guatemala mehr als zehn Jahre und die Streitkräfte 
spielen noch heute eine gewichtige politische Rolle.
2. Chile und Ecuador reduzierten ihre Streitkräfte 
dauerhaft. Demgegenüber wurden sie in Argen-
tinien, Brasilien, Honduras, Peru und Uruguay 
lediglich bis 2001 reduziert und anschließend 
wieder verstärkt.
3. Im Verlauf des Kampfes gegen den Drogen-
handel und die zunehmende interpersonelle 
Gewalt vergrößerten Bolivien, Brasilien, Hon-
duras und Peru ihre Streitkräfte seit der Jahrtau-
sendwende. In Kolumbien ist die Vergrößerung 
der Streitkräfte eng mit der US-Unterstützung 
im Zusammenhang mit dem Plan Colombia und 
der Sicherheitspolitik der Regierung Uribe ver-
knüpft. In Venezuela hängt sie mit der Militari-
sierung des politischen Systems seit der Wahl von 
Hugo Chávez (1999) zusammen, denn das Mili-
tär stellt einen zentralen Pfeiler der chavistischen 
Ordnung dar (Soliz Landivar und Scholvin 2013).
Diese unterschiedlichen Pfade hängen mit verschie-
denen Modi der politischen Transition, einer unter-
schiedlichen Entwicklung der Gewalt und einem 
unterschiedlichen Grad der Einbeziehung der Streit-
kräfte in den Kampf gegen Drogen zusammen.
Transformation im Kontext von Gewalt
Die Regierungen rechtfertigten den zunehmenden 
Einsatz des Militärs im Inneren mit der Zunahme 
von Gewalt und organisierter Kriminalität. Zwar gab 
es aus den Reihen der Streitkräfte Ende der 1980er 
Jahre zunächst Widerstand gegen diese Übernahme 
„polizeilicher Aufgaben“ und eine Militarisierung 
des Anti-Drogen-Kampfes, wie sie vor allem die 
USA verfochten. Die Kopplung der US-Militärhilfe 
an die Drogenbekämpfung half aber zügig, diese 
Bedenken zu überwinden. 
Während es eine umfangreiche Debatte zu den 
Risikofaktoren gibt, die Gewalt in Lateinamerika 
entstehen lassen, wird die Dynamik der Gewalt-
eskalation erst in jüngster Zeit thematisiert. Dabei 
spielen drei Prozesse eine Rolle:
Erstens fehlt – nicht zuletzt aufgrund der nur 
partiell durchgeführten Reformen im staatlichen 
Sicherheitssektor – ein demokratisch legitimiertes 
Gewaltmonopol. Private Gewaltakteure haben in 
Lateinamerika eine lange Tradition, denn der Staat 
war überwiegend in den Städten präsent, während 
regionale und lokale Eliten im ländlichen Raum 
dominierten und dort zumindest teilweise selbst 
für Sicherheit sorgten. Aktuell spiegelt sich dies in 
der Privatisierung von Sicherheit wider. So beschäf-
tigen private Sicherheitsdienste in ganz Lateiname-
rika etwa drei Millionen Menschen und verfügen 
damit über doppelt so viel Personal wie die Poli-
zei (Paz 2012). Selbst wenn sich die Firmen in vie-
len Ländern registrieren lassen müssen, gibt es eine 
große Grauzone und sie unterliegen letztlich kaum 
staatlicher Kontrolle. Einige von ihnen sollen aktiv 
in organisierte Kriminalität involviert sein.
Zweitens gibt es in der gesamten Region eine 
lange Tradition der Selbstjustiz und Bewaffnung der 
Zivilbevölkerung. Nicht nur in Konfliktländern und 
Nachkriegsgesellschaften sind Schusswaffen leicht 
verfügbar, sondern zum Beispiel auch in den brasili-
anischen Metropolen. Kleinwaffen und die entspre-
chende Munition sind kaum zu kontrollieren; viel-
fach verfügen (organisierte) Kriminelle über moder-
nere und bessere Waffen als die Polizei. Gerade in 
Zentralamerika sind die Folgen offensichtlich. Nach 
dem Small Arms Survey (2010) wurden weltweit 
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eine geringe Rolle spielt: Chile, Uruguay 
und Costa Rica.1
Der Zusammenhang zwischen organi-
sierter Kriminalität und Gewalt ist hinge-
gen weniger direkt, als Medien und Regie-
rungen glauben machen. Denn ein überwie-
gender Teil der Kriminalität ist nicht von 
Gewalt begleitet. Wo kriminelle Organisa-
tionen lokal gut verankert sind, wenden sie 
allenfalls selektiv Gewalt an, vor allem gegen 
Vertreter einer kritischen Öffentlichkeit, die 
für Transparenz, Rechenschaftspflicht und 
Rechtsstaatlichkeit eintreten. Betroffen sind 
Menschenrechtsaktivisten und Journalisten, 
die oftmals wenig bis keinen Schutz durch 
den Staat erfahren. In Mexiko und Kolum-
bien eskalierte die Gewalt hingegen immer dann, 
wenn unterschiedliche bewaffnete Gruppen gegen-
einander oder gegen den Staat um territoriale Kon-
trolle kämpften. Ist diese Kontrolle gesichert, ebbt 
die Gewalt wieder ab. 
Nicht nur die Reform der Sicherheitskräfte bleibt 
unvollendet, auch die Hoffnungen, die Demokrati-
sierung könne die sozialen Probleme Lateinamerikas 
lösen, haben sich bislang kaum erfüllt. Auch wenn es 
Anzeichen dafür gibt, dass sich die soziale Ungleich-
heit in absoluten Zahlen verringert hat (Lustig und 
López-Calva 2012), vererbt sie sich doch von Gene-
ration zu Generation (PNUD 2010). Die hiermit 
zusammenhängenden Konflikte um den Zugang 
zu Land, besserer Bildung und anderen Vorausset-
zungen sozialer Mobilität führen in der gesamten 
Region immer wieder zu Protesten, die vielfach kri-
minalisiert oder unterdrückt wurden. Selbst in Län-
dern mit erfolgreicher Demokratisierung wie Brasi-
lien und Chile wirken die Praktiken des Autoritaris-
mus nach. In beiden Ländern setzte die Polizei noch 
jüngst massiv Tränengas, Wasserwerfer und Prügel 
gegen Demonstranten ein. In Brasilien richtete sich 
der Protest auch gegen diese Praktiken.
Die verbreitete Gewalt und ihre mediale Skanda-
lisierung tragen dazu bei, die demokratischen Regie-
rungen zu delegitimieren. Paradoxerweise erlebt das 
Militär eine Welle der Zustimmung. Gerade bei den 
marginalisierten Bevölkerungsgruppen, die am meis-
ten unter der alltäglichen Gewalt leiden, ist das Ver-
trauen in die Streitkräfte oft höher als in die Polizei 
oder die gewählten Parlamentarier (Corral 2011). In 
der jüngsten Umfrage von Latinobarómetro (2011: 
1 Transparency International 2012, Corruption Perceptions Index, 
online: <http://cpi.transparency.org/cpi2012/results/> (3. Sep-
tember 2013).
knapp 42 Prozent aller Morde mit Schusswaffen 
verübt. In Zentralamerika und der Karibik waren 
es dagegen 70 beziehungsweise 61 Prozent, in Süd-
amerika 60 Prozent. Zwar hat es mancherorts – oft 
mit Unterstützung der christlichen Kirchen – Pro-
gramme zur Entwaffnung gegeben, doch muss-
ten diese Initiativen im Kontext verallgemeinerter 
Gewalt erfolglos bleiben. In Brasilien scheiterte 2005 
ein Referendum zur Begrenzung des legalen Waf-
fenbesitzes unter anderem daran, dass die Boule-
vardmedien massiv dagegen mobilisierten. 
Drittens tragen Militär und Polizei selbst zur 
Gewalteskalation bei. Ihr repressiver Umgang mit 
marginalisierten Bevölkerungsgruppen, vor allem 
Bettlern und Jugendlichen, trägt maßgeblich zur 
Institutionalisierung der organisierten Kriminalität 
bei (Cruz 2011). So entstehen „Systeme der Gewalt“ 
(Richani 2010), die sich gegenseitig erhalten und 
nur schwer zu durchbrechen sind. Mitunter sind 
Polizei und Militär auch direkt mit der organisier-
ten Kriminalität verflochten.
Blockierte Demokratisierung 
Die Wechselwirkungen zwischen Gewalt, blockier-
ten Reformen und repressivem Umgang mit den 
Gewaltakteuren untergraben in einigen Ländern der 
Region die Demokratisierung. Insbesondere wenn 
sich kriminelle Organisationen nicht nur durch 
Gewalt, sondern auch durch Korruption ausbrei-
ten, unterminiert dies demokratische Kontrollme-
chanismen und schädigt das Vertrauen in staatliche 
Institutionen. Korruption und Gewalt hängen dabei 
eng zusammen. Nicht zufällig scheint das Ausmaß 
der Korruption genau in den lateinamerikanischen 
Ländern am niedrigsten zu sein, in denen Gewalt 
Grafik 3: Truppenstärke lateinamerikanischer Streitkräfte
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52) sprachen lediglich 32 Prozent der befragten Bür-
ger ihren Abgeordneten das Vertrauen aus, der Justiz 
vertrauten 29 Prozent, den Streitkräften immerhin 39 
und den Kirchen 69 Prozent. Auch andere Umfrage-
ergebnisse unterstreichen die Gefährdung der Demo-
kratie durch fehlende öffentliche Sicherheit: In einer 
Studie des Entwicklungsprogramms der Vereinten 
Nationen zur Demokratie in Lateinamerika aus dem 
Jahr 2012 gaben fast 50 Prozent der Befragten an, sie 
würden eine Rückkehr zu autoritären Herrschafts-
formen begrüßen, wenn dadurch die öffentliche 
Sicherheit erhöht würde (PNUD 2012: 186).
Die Konsolidierung der Demokratie in Latein-
amerika wird nur dort gelingen, wo Gewalt mit den 
Mitteln des Rechtsstaats eingedämmt werden kann 
und wo die Rolle der staatlichen Sicherheitskräfte 
von Regierung und Parlament bestimmt und über-
wacht wird. Andernfalls droht ein Teufelskreis der 
Gewalt, der die Fortschritte der vergangenen Deka-
den zunichtemachen kann. Die Gewalt in Latein-
amerika hat zwar ihr „Gesicht“ verändert, ist aber 
nach wie vor auch Ausdruck ungelöster historischer 
Konflikte.
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